
n beiden Wochen liefen in Familienrechts-
kanzleien die Telefone heiß. Stark verunsicherte
Mütter und Väter wollten nach Veröffentlichung der
COVID-19-Ausgangsbeschränkungen Aufklärung über
deren Auswirkung auf das Kontaktrecht des getrennt
lebenden Elternteils. Die ursprüngliche Auskunft des
Justizministeriums lautete, dass physische Kontakte
unzulässig wären, wobei auf die Möglichkeit elektronischer
Kommunikation verwiesen wurde.

Erst nach lauten Protesten wurde nunmehr klargestellt,
dass die Betretung des öffentlichen Raumes zur Ausübung
des Kontaktrechtes zwischen Eltern und Kindern zulässig
ist, wobei an die Eltern appelliert wird, bei der konkreten
Gestaltung mit Hausverstand vorzugehen. Dass dieser
allzu oft nicht eingesetzt wird, ist traurige Wirklichkeit.
Geradezu schamlos wird da und dort auf das „Recht am
Kind“ gepocht. So drohte ein Vatermit Polizeiintervention,
sollte die – aufgrund einer Erkrankung zur Risikogruppe
gehörende – Mutter ihm das Kind nicht zur Betreuung
in seiner Patchworkfamilie übergeben. In einem anderen
Fall überließ eine in einem systemrelevanten Beruf
tätige Mutter ihr Kind lieber dritten Personen, als dem
geeigneten und zur Betreuung bereiten Vater.

Da der Gerichtsbetrieb aktuell stark eingeschränkt ist, sind
rasche Entscheidungen in Kontaktrechtsangelegenheiten
(außer bei Kindeswohlgefährdungen) nicht zu erwarten.

Auch noch so echauffierte Eltern sollten daher den
leitenden Grundsatz – das Kindeswohl – ins Zentrum ihres
Handelns stellen. Während einer Pandemie ist es aber
ebenso wichtig, den Schutz der Gesundheit besonders
gefährdeter Personen zu beachten.

Daher der Appel an alle Eltern: Setzen Sie den
Hausverstand tatsächlich ein. Es ist gar nicht so schwierig!
Die Rechtsanwaltschaft steht Ihnen auch in turbulenten
Zeiten uneingeschränkt zur Seite.

Hausverstand

In den letzte
k l i di

Dr. Brigitte Birnbaum

BEZ AHLTE ANZEIGEUnternehmen sind keine Hellseher
Insolvenzrecht. Wie sich die Krise entwickelt, ist momentan nicht zu prognostizieren.
Die Politik wäre daher gefordert, die Überschuldung als Insolvenzgrund abzuschaffen.

VON HUBERTUS SCHUMACHER

Innsbruck. Dass „Corona“ zu einer
Wirtschaftskrise führen kann, ist
bekannt. Ebenso bekannt ist, dass
für kleinere Unternehmen durch
Wegbrechen der Umsätze die In-
solvenzgefahr bereits droht, für
größere eine Insolvenz zumindest
am Horizont ablesbar ist.

Die angekündigten staatlichen
Förderungen werden die Liquidi-
tätsprobleme wahrscheinlich nicht
zur Gänze beheben können, ge-
schweige denn ist die für die Auf-
rechterhaltung der Zahlungsfähig-
keit notwendige zeitliche Kongru-
enz des staatlichen Auszahlungs-
flusses mit Sicherheit zu erwarten.
Der Gesetzgeber hat in der Situa-
tion mit einer Verlängerung der
Frist für den Insolvenz-Eigenantrag
des Schuldners von 60 auf 120 Tage
nach Eintritt der Zahlungsunfähig-
keit reagiert, indem er die Wendung
„Epidemie, Pandemie“ bei den die-
sen Aufschub rechtfertigenden Na-
turkatastrophen in § 69 Abs. 2a In-
solvenzordnung (IO) eingefügt hat.
Das ist schon auf den ersten Blick
zu kurz gegriffen, ändert doch die
Verlängerung der Frist für den In-
solvenz-Eigenantrag des Schuld-
ners nichts daran, dass ein Gläubi-
ger die Insolvenzeröffnung wegen
Zahlungsunfähigkeit seines Schuld-
ners beantragen kann. Bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen ist diese
unverzüglich zu eröffnen.

Abgesehen davon wird überse-
hen, dass die Insolvenzgründe der
IO, Zahlungsunfähigkeit (für alle
Schuldner) und Überschuldung
(diese zusätzlich für Kapitalgesell-
schaften), gerade in der speziellen
Situation „Insolvenz-Brandbe-
schleuniger“ sind. Nach der Recht-
sprechung (3 Ob 99/10w) ist der
Schuldner als zahlungsunfähig an-
zusehen, wenn er mehr als fünf
Prozent aller seiner fälligen Ver-
bindlichkeiten nicht begleichen

kann. Für den offenen Rest stehen
drei Monate bei hoher Wahr-
scheinlichkeit, bis zu circa fünf Mo-
nate bei mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit der Über-
windung der Liquiditätsschwäche
zur Verfügung.

Abgesehen davon, dass in der
gegenwärtigen Situation die Liqui-
ditätslücke in vielen Fällen erheb-
lich größer als fünf Prozent aller
Fälligkeiten sein wird, stellt sich die
Frage, wie denn für die Erfüllbar-
keit der offenen Forderungen eine
Befriedigungsprognose von einem
in Corona-bedingte Bedrängnis ge-
ratenen Unternehmen dargestellt
werden soll.

Probleme bei Zahlungsausfall
Derzeit sind weder die Entwicklung
der Epidemie noch die Folgen für
die Wirtschaft prognostizierbar.
Das Insolvenzrecht kann nicht
hellseherische Kräfte von Unter-
nehmen fordern, wenn es um die
Darstellung einer bloßen Zah-
lungsstockung geht, die nicht In-
solvenzgrund ist. Um an sich ge-
sunden Unternehmen, die in ein
Corona-Liquiditätsproblem gera-
ten, zu helfen, wäre etwa eine ge-
setzliche Klarstellung zu den Be-
griffen der Zahlungsunfähigkeit
und -stockung in § 66 Abs. 3 IO da-
hingehend vorstellbar, dass ein
aufgrund einer Epidemie/Pande-
mie entstehender Zahlungsausfall
(§ 69 Abs. 2a) bei der Beurteilung,
ob eine Zahlungsstockung vorliegt,
nicht zu berücksichtigen ist.

Noch viel gefährlicher für die in
Form von Kapitalgesellschaften
verfassten Unternehmen ist der In-
solvenzgrund der Überschuldung
(§ 67 IO): Er liegt nach der Recht-
sprechung dann vor, wenn eine
Fortbestehensprognose nicht mit
überwiegender Wahrscheinlichkeit
die Zahlungsfähigkeit des Unter-
nehmens für das laufende und
nächste Geschäftsjahr ergibt (nega-

tive Fortbestehensprognose) und
das zu Liquidationswerten bewer-
tete Vermögen zur Deckung aller
fälligen und nicht fälligen Forde-
rungen nicht ausreicht (negativer
Überschuldungsstatus).

In aller Regel wird gegen das
Vorliegen der Überschuldung in
der Praxis mit einer günstigen Fort-
bestehensprognose argumentiert,
zumal die Darstellung eines positi-
ven Überschuldungsstatus in den
meisten Fällen mangels liquidier-
baren Eigenkapitals ohnehin nicht
möglich ist. Für viele Kapitalgesell-
schaften wird aber angesichts der
derzeit herrschenden Unsicherheit
die positive Fortbestehensprogno-
se, also eine „überwiegend wahr-
scheinliche“ Lebensfähigkeit durch
Aufrechterhalten der Liquidität für
das laufende und nächste Ge-
schäftsjahr, schlicht nicht darstell-
bar sein. Wie soll denn die aufrecht
bleibende Liquidität „mit überwie-
gender Wahrscheinlichkeit“ für
zwei Geschäftsjahre in der derzeiti-
gen Situation dargestellt werden?

Der Insolvenzgrund der Über-
schuldung, der bei den Kapitalge-
sellschaften auch schon vor der
Coronakrise Millionen für die gut-
achtliche Darstellung günstiger Zu-
kunftsprognosen zur Absicherung
der Geschäftsführung verschlun-
gen hat, ist gerade jetzt Gift für die
gestressten Unternehmen.

Wenn daher noch größerer
Schaden von unserer Wirtschaft
abgewendet werden soll, kann der
Aufruf an den Gesetzgeber nur lau-
ten, die Möglichkeit der bloßen
Zahlungsstockung bei Zahlungs-
ausfällen durch Epidemien klarzu-
stellen und die Überschuldung als
Insolvenzgrund abzuschaffen.
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Staatliche Tracking-App bei Bedarf denkbar
Corona. Der EU-Datenschutzausschuss hält die Auswertung persönlicher Daten zur Virusbekämpfung im Extremfall für
zulässig; sie bedürfte aber einer Gesetzesgrundlage. Das private „Stopp Corona“ könnte mittelbar strafrechtlich brisant sein.

VON RAINER KNYRIM

Wien. Der Ruf nach Nutzung der
Mobilfunktechnologie zur Virus-
bekämpfung wird immer lauter –
aber wo ist die rechtliche Grenze?

Die derzeit diskutierten Tech-
nologien zur Auswertung von Mo-
bilfunkdaten teilen sich in drei
große Gruppen auf, die unter-
schiedlich zu behandeln sind.

1 Dürfen anonyme Bewegungsdaten
mit Big Data analysiert werden?

Dies ist eine bekannte und erprob-
te Technik zur Seuchenbekämp-
fung: Schon im Jahr 2015 nutzte
UN Global Pulse – eine Big-Data-
Initiative der UNO – diese Techno-
logie etwa während des Ausbruchs
der Ebolakrise in Afrika zur Beob-
achtung der geografischen Bewe-
gung der Bevölkerung, um vorher-
sagen zu können, wo Ebola als
Nächstes ausbricht. Datenschutz-
rechtlich sind solche Big-Data-
Auswertungen, wenn sie tatsäch-
lich anonymisiert, also vor allem
ausreichend aggregiert durchge-
führt werden, unbedenklich, denn
sie fallen dann sogar aus dem Da-
tenschutzrecht heraus.

2 Was ist von privaten Tracking-Apps
zu halten?

Private Tracking-Apps wie die
Stopp-Corona-App des Roten

Kreuzes sollen von möglichst vie-
len Österreichern auf freiwilliger
Basis genutzt werden, Rechts-
grundlage für die Verarbeitung der
Nutzerdaten ist somit deren Ein-
willigung. Die Stopp-Corona-App
ermöglicht einen „digitalen Hand-
shake“, der darin besteht, dass
man mit Mobiltelefonen von Men-
schen in seiner Umgebung mittels
Bluetooth in Kontakt tritt und
einen Zifferncode austauscht. Die-
ser soll Warnungen generieren:

Wird ein User positiv auf Covid-19
getestet, werden vorher vernetzte
„Begegnungen“ anonymisiert in-
formiert, dass sie womöglich ange-
steckt worden sind. Dass diese
Handshakes an das Rote Kreuz
übermittelt werden, wurde von Si-
cherheitsforschern kritisiert. Ob
die in der zugehörigen Daten-
schutzinformation genannte
Rechtsgrundlage des § 10 Daten-
schutzgesetz (DSG) für die Über-
mittlung der Daten an Gesund-

heitsdienste vollständig passt, ist
diskutabel. Denn dieser sogenann-
te Tsunami-Paragraf wurde nach
der Tsunami-Katastrophe ins Da-
tenschutzgesetz aufgenommen,
um u. a. „Hilfeleistung für die von
der Katastrophe unmittelbar be-
troffene Person“ zu geben. Ob dies
die Kontaktperson in der App auch
mitumfasst, ist fraglich. Eine ra-
sche Novelle dieser Bestimmung
könnte diese Unsicherheit aber
aus der Welt schaffen.

Freiwillige User der App könn-
ten allerdings in eine Straf-Falle
tappen: Covid-19 ist eine melde-
pflichtige Krankheit. Wer eine mel-
depflichtige Krankheit hat und
vorsätzlich oder fahrlässig andere
Menschen gefährdet, macht sich
nach §§ 178 f StGB strafbar (bis zu
ein Jahr Freiheitsstrafe, bei Vorsatz
sogar bis zu drei Jahre). Wenn nun
ein App-User in der App wie dort
vorgesehen unter Angabe seiner
Telefonnummer seine Infektion
meldet, könnte er sich strafbar ma-
chen, wenn er sich nicht zu Hause
in Quarantäne aufhält oder gegen-
über Dritten behauptet, kein Ver-
dachtsfall zu sein und diese daher
gefährdet. Gesundheitsbehörden
und Strafverfolgungsbehörden
hätten in diesem Fall auch Zu-
griffsmöglichkeit auf die vom Ro-
ten Kreuz gespeicherte Telefon-
nummer als Beweis, dass der kon-
krete User selbst schon von der In-
fektion wusste.

3 Darf der Staat personenbezogene
Daten von Bürgern auswerten?

China und neuerdings auch die
Slowakei werten auch personen-
bezogene Daten einzelner Bürger
aus. Derzeit gäbe es dafür in Öster-
reich keine Rechtsgrundlage. Laut
EU-Datenschutzausschuss könnte
aber unter außergewöhnlichen
Umständen und abhängig von
konkreten Maßnahmen der Verar-
beitung ein Tracking von Einzel-
personen, inklusive der Auswer-
tung historischer Bewegungs-
daten, zulässig sein. Der Gesetzge-
ber könnte also auch in Österreich
eine entsprechende Eingriffsnorm
schaffen. Diese müsste aber den
Vorgaben des § 1 Abs 2 DSG und
des Art 8 EMRK entsprechen: Die
Maßnahme müsste verhältnismä-
ßig, geeignet und das gelindeste
Mittel zur Zweckerreichung sein.
Berechnungsmodelle, die die Ge-
eignetheit dokumentieren, gibt es
für Österreich aber soweit ersicht-
lich noch nicht. Rechtlich völlig
undenkbar wäre diese Maßnahme
aber nicht. Es bleibt also abzuwar-
ten, ob wir auch in Österreich
noch vor die Wahl gestellt werden,
Bewegungsfreiheit gegen Überwa-
chungsfreiheit einzutauschen und
dies unser Weg in die „Normalität“
wird.
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Handy als Mittel zur Corona-Bekämpfung? Nur mit Einwilligung oder Gesetz. [ Clemens Fabry ]
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